
Jahreskonferenz der Regierungschefs der Länder 
vom 22. bis 24. Oktober 2008 
 
Die Regierungschefs der Länder kommen überein, bei der entwicklungspolitischen 
Zusammenarbeit der Länder auf der Grundlage des Berichts "Zukunftsfähigkeit 
sichern – Entwicklungspolitik in gemeinsamer Verantwortung von Bund, Ländern 
und Kommunen" (Stand: 22. Oktober 2008) zu verfahren. Dabei erwarten sie Ko-
operation und Unterstützung durch die Bundesregierung. 
 
 
Zukunftsfähigkeit sichern - Entwicklungspolitik in gemeinsamer Verantwor-
tung von Bund, Ländern und Kommunen 
 

I. Weltweite Herausforderungen und die Aufgaben der Länder 
 
Die Bekämpfung von Hunger und Armut, der Klimawandel und die weltweit zu-
nehmende Migration stellen die Entwicklungspolitik vor neue Herausforderungen. 
Die Bewältigung der globalen wirtschaftlichen, ökologischen und politischen Um-
wälzungen erfordert nicht nur von den Nationalstaaten und internationalen Institu-
tionen, sondern auch von den Ländern verstärkte Anstrengungen. 
 
Vor dem Hintergrund der Millennium-Entwicklungsziele von 2000 und der Paris 
Deklaration von 2005 wollen die Länder ihre spezifischen Kompetenzen komple-
mentär zu den nationalen und internationalen Akteuren einsetzen, ohne als weite-
re Geber in Konkurrenz zu ihnen zu treten. Es ist die vorrangige Aufgabe der Län-
der, als Träger und Rahmengeber für Entwicklungspartnerschaften zu fungieren, 
diese zu koordinieren und zu unterstützen. Die partnerschaftlichen Aktivitäten der 
Länder und Kommunen mit Städten, Provinzen, Regionen und Staaten der Grup-
pe der Entwicklungs- und Schwellenländer gilt es weiter auszubauen. 
 
Mit ihrem vielfältigen Engagement nehmen die Länder nicht nur Mitverantwortung 
für eine nachhaltige globale Entwicklung wahr, sondern sichern auch ihre eigene 
gesellschaftliche und wirtschaftliche Zukunftsfähigkeit. Angesichts der zunehmen-
den Bedeutung von Wissen, Innovation und interkultureller Kompetenz für die in-
ternationale Wettbewerbsfähigkeit des Standortes Deutschland und angesichts 
der großen Wachstumspotentiale vieler Entwicklungsländer wird sich das entwick-
lungspolitische Engagement auch für die Länder selbst nutzbringend auswirken. 
 

II. Kernkompetenzen und Handlungsfelder für das Engagement der Länder 
 
Vor diesem Hintergrund konzentrieren sich die Länder nach Maßgabe ihrer ent-
wicklungspolitischen, personellen und haushaltsbezogenen Präferenzen auf fol-
gende Kernkompetenzen und Handlungsfelder: 
 
1. Klimaschutz und Energie  
 
Klimaschutz, Energieeffizienz und der Einsatz erneuerbarer Energien sind zu 
Schlüsselthemen der Entwicklungspolitik geworden. Auf Grund ihrer breiten Erfah-



rungen und ihrer Nähe zu den Akteuren der Wirtschaft sind die Länder prädesti-
niert, einen Beitrag zur Bewältigung des Klimawandels zu leisten. 
 
2. Ernährungssicherheit und ländliche Räume  
 
Das Millenniumsziel, den Anteil der Hungernden an der Weltbevölkerung bis 2015 
zu halbieren, ist gefährdet. Die Länder können durch Beratung, Bildung und For-
schung vielfältige Angebote entwickeln, um die Produktivität der Landwirtschaft 
sowie den Lebensstandard in den ländlichen Räumen in den Entwicklungsländern 
zu verbessern.  
 
3. Migration und Entwicklung  
 
An der Schnittstelle von Entwicklungspolitik, Migration und Integration ergeben 
sich neue Aufgaben und Chancen für die Länder. Die Aktivierung der Diaspora 
kann neue Potentiale für die wirtschaftliche und kulturelle Kooperation mit Entwick-
lungsländern mobilisieren und die Kompetenz der Migranten als Brückenbauer zu 
ihren Heimat-ländern stärken.  
 
4. Wissenschaftlich-technologische Zusammenarbeit  
 
Die Länder wollen ihr wissenschaftliches Know-how und die Kompetenz ihrer 
Hochschulen verstärkt für die Entwicklungszusammenarbeit nutzen und ihre 
Hochschulen für ausländische Studierende und Wissenschaftler attraktiver ma-
chen. Sie leisten damit einen Beitrag zur Verbesserung der internationalen Bil-
dungskooperation und wissenschaftlich-technologischen Zusammenarbeit. 
 
5. Nachhaltige Wirtschaftsentwicklung  
 
Nachhaltige Wirtschaftsentwicklung ist eine wichtige Voraussetzung für Armutsbe-
kämpfung und Bewältigung des Klimawandels. Die Entwicklungszusammenarbeit 
von heute ist die Außenwirtschaft von morgen. Die Länder wollen Außenwirtschaft 
und Entwicklungszusammenarbeit besser zusammen führen und ihre Wirtschafts-
förderung stärker für das Engagement von kleinen und mittleren Unternehmen in 
Entwicklungsländern nutzen.  
 
6. Gute Regierungsführung und Dezentralisierung  
 
Mit ihren Erfahrungen und Kompetenzen im föderalen System sind die Länder in 
besonderem Maße geeignet, Entwicklungsländer in Bezug auf gute Regierungs-
führung und beim Aufbau dezentraler Verwaltungsstrukturen zu unterstützen und 
einen aktiven Beitrag zum "capacity building" zu leisten.  
 
7. Kultur und Entwicklung  
 
Kultureller Austausch dient der Völkerverständigung und trägt zur internationalen 
Konfliktprävention bei. Deshalb gewinnen der interkulturelle Dialog und die Um-
setzung kultureller Aspekte der Entwicklungszusammenarbeit an Bedeutung, ins-
besondere vor dem Hintergrund der UNESCO-Konvention zur kulturellen Vielfalt 
(2005). Die Länder wollen die Kulturkooperation mit Entwicklungsländern – auch 
gemeinsam mit dem Bund - verstärken. 
 



8. Entwicklungspolitische Informations- und Bildungsarbeit  
 
Es bleibt die wichtige Aufgabe der Länder, die entwicklungspolitische Informa-
tions- und Bildungsarbeit und das damit verbundene bürgerschaftliche Engage-
ment zu fördern. Gleichwohl begrüßen die Länder das Engagement des Bundes in 
diesem Bereich. Einer gemeinsam getragenen und breit angelegten entwicklungs-
politischen Informations- und Bildungsarbeit im schulischen und außerschulischen 
Sektor kommt eine große Bedeutung zu. Dies sollte mit den Anstrengungen der 
Länder zur Umsetzung der UN-Dekade "Bildung für nachhaltige Entwicklung" und 
mit dem neuen Orientierungsrahmen für den Lernbereich globale Entwicklung ver-
bunden werden. 
 

III. Entwicklungspolitik in gemeinsamer Verantwortung  
 
Die Leistungen der Länder in ihrer Substanz und Vielfältigkeit sind für die Entwick-
lungspolitik unverzichtbar und öffnen neue Perspektiven für ein verstärktes ge-
meinsames Engagement. Die Länder sind bereit, auch weiterhin ihre Verantwor-
tung für die Entwicklungspolitik wahrzunehmen und in diesem Politikfeld eine akti-
ve Rolle zu spielen.  
 
Dem Beitrag der Kommunen für die Partnerschaft mit Entwicklungsländern mes-
sen die Länder eine große Bedeutung zu. Dies gilt insbesondere für Kultur- und 
Bildungsarbeit, für die Kooperation mit Migranten aus Entwicklungsländern, für 
gute Regierungsführung und Dezentralisierung sowie für "capacity building" im 
Bereich kommunaler Aufgaben.  
 
Von der Bundesregierung erwarten die Länder Kooperation und Unterstützung. 
Dies bedeutet insbesondere:  
 

• Dort, wo die Länder im Hinblick auf bestimmte Zielländer oder Themen be-
sonderes Engagement zeigen oder über besondere Kompetenz verfügen, 
sollte die Bundesregierung die Länder stärker in die bilaterale und internati-
onale Entwicklungszusammenarbeit des Bundes einbinden (Ländergesprä-
che, Thementeams, Kooperation mit CIM, DED, GTZ, InWEnt, KfW u.a.).  

• Regionale und überregionale Strukturen im Bereich der entwicklungspoliti-
schen Bildungsarbeit und der Weiterbildung von Fach- und Führungskräften 
in Deutschland sind für die Länder von großer Bedeutung. Sie sollen erhal-
ten bleiben und gestärkt werden.  

• Von der Stärkung des Standortes Bonn als Sitz der Vereinten Nationen und 
internationales Kompetenzzentrum für Entwicklungszusammenarbeit und 
nachhaltige Entwicklung können alle Länder profitieren. Im Lichte dieser Er-
fahrung bitten die Länder die Bundesregierung, für die Ansiedlung weiterer 
internationaler Organisationen in Deutschland zu werben.  

 
Nur durch gemeinsame entwicklungspolitische Anstrengungen von Bund, Ländern 
und Kommunen wird es Deutschland gelingen, seine Zukunftsfähigkeit im globalen 
Wettbewerb zu wahren. 



Besprechung der Regierungschefs der Länder mit Bundeskanzler 
Gerhard Schröder am 17. Juni 2004  
 
Umsetzung der Verpflichtungen im Rahmen der Millenniumsagenda – Überprü-
fungskonferenz 2005  
 
1. Die Regierungschefs von Bund und Ländern stellen fest, dass es erheblicher 

Anstrengungen und einer Bündelung aller Kräfte bedarf, um die Verpflichtun-
gen aus der Millenniumserklärung des Jahres 2000, die daraus abgeleiteten 
Millenniums-Entwicklungsziele und den Konsens von Monterrey aus dem Jahr 
2002 umzusetzen.  

 
2. Der Bundeskanzler unterstreicht die wichtige Rolle der Entwicklungszusam-

menarbeit sowie der Informations- und Bildungsarbeit der Länder für die deut-
sche Entwicklungspolitik. Er würdigt den Beitrag der Länder zur Erreichung 
der deutschen ODA-Quote von 0,33% des Bruttonationaleinkommens bis 
2006 sowie der Millenniums-Entwicklungsziele.  
 

3. Der Bundeskanzler betont, dass die Bundesregierung den Entwicklungshaus-
halt in 2004 um rd. 16 Mio. EUR (rd. 0,4% gegenüber 2003) erhöht hat, wäh-
rend der Gesamthaushalt um 1,1% sinkt. Darüber hinaus hat Deutschland 
seine ODA-Leistungen von 0,27% in 2002 auf 0,28% des Bruttonationalein-
kommens in 2003 gesteigert. Er appelliert an die Länder, ebenfalls besondere 
Anstrengungen bezüglich der Leistungen für Entwicklungszusammenarbeit zu 
unternehmen.  
 

4. Die Regierungschefs der Länder erinnern an die Beschlüsse der Ministerprä-
sidenten der Länder von 1988, 1994 und 1998 mit dem Ziel im Rahmen ihrer 
Zuständigkeiten und Möglichkeiten ihren Beitrag zur Erreichung der Millenni-
ums-Entwicklungsziele sowie der deutschen ODA-Quote zu leisten, betonen 
aber gleichzeitig, dass angesichts der schwierigen Haushaltslage als Folge 
der wirtschaftlichen Entwicklung schon die Beibehaltung des status quo ein 
ehrgeiziges Ziel ist. 

 



Beschluß der Ministerpräsidenten der Länder 
vom 9. Juli 1998  
 
Die Regierungschefs der Länder sind sich darin einig, daß bei der Entwicklungs-
zusammenarbeit im Ausland und bei der entwicklungspolitischen Inlandsarbeit 
durch wechselseitige Verwertung von Erfahrungen und effiziente Bündelung von 
Kräften verstärkt Möglichkeiten der Kooperation und der Arbeitsteilung genutzt 
werden sollten, um den erhöhten Anforderungen gerecht werden zu können. 
 
Sie nehmen den Bericht der Länderarbeitsgruppe "Koordination und Kooperation 
in der Entwicklungsarbeit der Länder der Bundesrepublik Deutschland" vom 22. 
Juni 1998 zur Kenntnis. 
 
Die Regierungschefs der Länder appellieren an die Bundesregierung, die Länder 
bei der Entwicklungszusammenarbeit mit ausländischen Partnern mit ihren Erfah-
rungen und Möglichkeiten noch stärker als bisher in die konzeptionellen Überle-
gungen (Länderkonzepte, Sektorkonzepte) einzubeziehen und die Kohärenz von 
Entwicklungspolitik und Außenwirtschaft zur Sicherung nachhaltiger Entwicklung 
zu fördern. 
 
Aufgrund der herausragenden Bedeutung von Nichtregierungsorganisationen und 
Initiativen fordern die Regierungschefs der Länder die Bundesregierung und die 
Europäische Union auf, neben der entwicklungspolitischen Informations- und Bil-
dungs-arbeit durch komplementäre Maßnahmen insbesondere die Förderung von 
Projekten der Nichtregierungsorganisationen und Initiativen zu unterstützen. 



Beschluß der Ministerpräsidenten der Länder 
vom 01./02. Dezember 1994  
 
Mit ihrem Beschluß vom 28. Oktober 1988 haben die Regierungschefs der Länder 
erneut die Bereitschaft unterstrichen, ihren Beitrag zur Lösung aktueller Probleme 
des Nord-Süd-Verhältnisses zu leisten und dabei zugleich die Beschlüsse vom 
03./04. Mai 1962 und 26.–28. Oktober 1977 bekräftigt. Sie sehen darin auch wei-
ter-hin eine geeignete Grundlage, auf der sich die Entwicklungszusammenarbeit 
der Länder vollziehen kann. 
 
Die Regierungschefs der Länder unterstreichen die Bedeutung des Rio-
Folgeprozesses für die Länder und werden ihn im Rahmen ihrer Zuständigkeiten 
nachdrücklich unterstützen. 
 
Sie sehen in den Ergebnissen der Rio–Konferenz eine deutliche Unterstützung 
ihrer eigenen Position, die darauf gerichtet ist, an dem notwendigen Verände-
rungsprozeß nicht nur die Partner im Süden, sondern vor allem auch die Men-
schen im eigenen Land intensiv und auf allen Ebenen zu beteiligen. Ohne Mitge-
staltung durch die Bevölkerung und ohne Transparenz der notwendigen Verände-
rungsprozesse werden diese nicht umgesetzt werden können, weder im Norden 
noch im Süden. 
 
Durch die Erklärung von Rio zu Umwelt und Entwicklung werden die zukünftigen 
Entwicklungsziele in Grundsätzen definiert und die politischen Prioritäten und zu-
ständigen Strukturen in der sog. "Agenda 21" präzisiert.  
 
Der bei der Rio-Konferenz vereinbarte gemeinsame Entwicklungsprozeß verlangt 
die Bereitschaft zu einer partnerschaftlichen Entwicklung jeweils angepaßter trag-
fähiger umwelt- und sozial gerechter Modelle für das zukünftige Zusammenleben 
der Menschen auf diesem Planeten. Entwicklungszusammenarbeit muß deshalb 
Querschnittsaufgabe werden und die Kohärenz der zentralen Politikfelder anstre-
ben. 
 
Die Regierungschefs der Länder wollen diesen innovativen Impuls nach Kräften 
unterstützen und damit ihren Beitrag zugunsten einer nachhaltigen, sozial gerech-
ten Entwicklung in der Einen Welt leisten. 
 
Die Regierungschefs der Länder bieten ihre Kooperation im Rio-Folgeprozeß an 
und erwarten von der Bundesregierung, daß sie ihrerseits den notwendigen Um-
setzungsprozeß nach Rio fördert und insbesondere bei der Berichterstattung 
Deutschlands gegenüber der UN-Kommission für nachhaltige Entwicklung (CSD) 
alles in ihren Kräften Stehende tut, um Länder, Kommunen, gesellschaftliche 
Gruppen ein-schließlich Nichtregierungsorganisationen aktiv an diesem Prozeß zu 
beteiligen. 



Beschluß der Ministerpräsidenten der Länder 
vom 28. Oktober 1988 
 
Die Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern hat eine zunehmende wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Bedeutung erhalten. 
 
Die Länder haben - unbeschadet der grundsätzlichen Zuständigkeit des Bundes 
auf dem Gebiet der Entwicklungspolitik - mit ihren vielfältigen Leistungen einen 
wichtigen Beitrag zum Auf- und Ausbau der Beziehungen zu den Entwicklungs-
ländern geleistet. 
 
Die Ministerpräsidenten sehen in den Beziehungen zwischen den Industrie- und 
Entwicklungsländern einen wichtigen Teil einer auf internationale Zusammenarbeit 
ausgerichteten Politik. Die Ausweitung und Vertiefung dieser Politik liegt im Inte-
resse beider Seiten. Sie ist allerdings wachsenden qualitativen und quantitativen 
Heraus-forderungen ausgesetzt. 
 
Trotz weltweiter Anstrengungen hat sich die Lage einer größeren Zahl von Ent-
wicklungsländern in den letzten Jahren verschlechtert. Internationale Verschul-
dung, Budgetdefizite, Inflation, wachsende Armut, zunehmende Schädigungen der 
Umwelt und die nicht ausreichende Leistungsfähigkeit staatlicher Einrichtungen 
sind hierfür Ursache und Folge zugleich. Der Abstand vieler Entwicklungsländer 
zu den Industrienationen hat sich vergrößert. Die Ministerpräsidenten fordern die 
Bundesregierung und die Europäischen Gemeinschaften auf, gemeinsam mit den 
Entwicklungsländern Vorschläge für einen nachhaltigen Ausbau ihrer Beziehun-
gen zu erarbeiten und da-bei geeignete Rahmenbedingungen für eine Verbesse-
rung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung der Länder der Dritten Welt zu 
schaffen. 
 
Die Länder sind bereit - im Rahmen ihrer verfassungsmäßigen Zuständigkeiten 
und Möglichkeiten - in Abstimmung mit der Bundesregierung ihren Beitrag zur Lö-
sung aktueller Probleme des Nord-Süd-Verhältnisses zu leisten. Die Ministerprä-
sidenten bekräftigen ihre Bereitschaft zur Fortsetzung der partnerschaftlichen Zu-
sammenarbeit mit den Entwicklungsländern auf der Grundlage ihrer Beschlüsse 
vom 3./04. Mai 1962 und 26.-28. Oktober 1977. 
 
Die Ministerpräsidenten sehen die Schwerpunkte der Mitarbeit der Länder in der 
Entwicklungszusammenarbeit auch weiterhin in der Förderung der  

- - Aus- und Fortbildung von Fachkräften vor Ort und im Inland,  
- - personellen Hilfe,  
- - Durchführung von Projekten in Entwicklungsländern,  
- - entwicklungspolitischen Informations- und Bildungsarbeit.  

 
Sie betrachten diese Maßnahmen als wichtigen Beitrag für eine eigenständige 
Entwicklung der Länder der Dritten Welt und die Möglichkeit der verstärkten Teil-
nahme am Welthandel. 
 
Im Hinblick auf die weltweit veränderten ökonomischen und sozialen Gegebenhei-
ten halten die Ministerpräsidenten eine Ausweitung der Zusammenarbeit der Län-
der der Bundesrepublik Deutschland mit den Entwicklungsländern auf folgenden 
Gebieten für geboten: 



 
- Zusammenarbeit im Bildungswesen einschließlich berufliche Bildung,  
- Wissenschaftliche Zusammenarbeit,  
- Entwicklungsländerbezogene Forschung an Hochschulen,  
- Technische Zusammenarbeit einschließlich Entwicklung und Übertragung 

angepaßter Technologie,  
- Mittelstands-, Handwerks- und Genossenschaftsförderung,  
- Schutz der Umwelt und Schonung der Ressourcen,  
- Ländliche und städtische Entwicklung,  
- Verbesserung der Leistungsfähigkeit der öffentlichen Verwaltung und der 

Einrichtung zur Wirtschaftsförderung,  
- Förderung des Gesundheitswesens,  
- Kulturelle Zusammenarbeit.  

 
Die Ministerpräsidenten sind der Auffassung, daß die Zusammenarbeit mit den 
Entwicklungsländern nicht nur vom Bund und den Ländern, sondern auch von der 
breiten Öffentlichkeit getragen werden muß. Die Länder begrüßen und fördern 
deshalb das Engagement der Nicht-Regierungsorganisationen und der Kirchen in 
der Entwicklungszusammenarbeit sowie Aktivitäten von Gemeinden und von bür-
gerschaftlichen Initiativen. 
 
Die Ministerpräsidenten sehen eine verstärkte Einbeziehung der Entwicklungspoli-
tik in die schulische und außerschulische Informations- und Bildungsarbeit vor, um 
auf diese Weise das Bewußtsein und das Verständnis für die Probleme der Län-
der der Dritten Welt zu vertiefen. 
 
Die bisherige wechselseitige Unterrichtung von Bund und Ländern über ihre ent-
wicklungspolitischen Maßnahmen hat sich als nützlich erwiesen. Sie bedarf mit 
Blick auf den Gesamtumfang der entwicklungspolitischen Aktivitäten der Europäi-
schen Gemeinschaften, des Bundes und der Länder der Erweiterung und inhaltli-
chen Verbesserung. Die Länder vereinbaren, die gegenseitige Information über 
wichtige entwicklungspolitische Vorhaben auszubauen. 
 
Die Ministerpräsidenten begrüßen die Absicht der Bundesregierung, ein Informati-
onssystem als Kontaktstelle für entwicklungspolitische Vorhaben des Bundes und 
der Länder beim Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit einzurich-
ten und erklären ihre Bereitschaft, daran mitzuwirken. 
 
Die Bundesregierung wird gebeten, die Länder über neue Maßnahmen und Ver-
änderungen in den entwicklungspolitischen Schwerpunkten des Bundes, seiner in 
der Entwicklungsarbeit tätigen Institutionen sowie der internationalen Organisatio-
nen zeitgerecht zu unterrichten. 



Ministerpräsidentenkonferenz 
vom 26. bis 28. Oktober 1977  
 
 
Die Ministerpräsidenten der Länder erklären ihre grundsätzliche Bereitschaft, auf 
der Grundlage des Beschlusses vom 3./4. Mai 1962 die Zusammenarbeit zwi-
schen Bund und Ländern auf dem Gebiet der Entwicklungshilfe fortzusetzen. Ent-
sprechend diesem Beschluß bitten sie die Bundesregierung, die Länder über die 
Grundlinien der Entwicklungspolitik und der Maßnahmen auf dem Gebiet der Kapi-
talhilfe, der Handelshilfe und der technischen Hilfe wieder regelmäßig zu unterrich-
ten, und zwar bei Fragen von übergeordneter politischer Bedeutung in den Ge-
sprächen des Bundeskanzlers mit den Regierungschefs der Länder bei sonstigen 
politisch bedeutsamen Fragen in den zuständigen Fachministerkonferenzen, ins-
besondere in der Wirtschaftsministerkonferenz und in der Finanzministerkonfe-
renz. 
 



Beschluß der Ministerpräsidentenkonferenz 
vom 3./4. Mai 1962  
 
Die Ministerpräsidenten haben am 26. Januar 1961 anerkannt, daß die Entwick-
lungspolitik Aufgabe des Bundes ist. Sie haben die Bereitschaft der Länder erklärt, 
im Rahmen ihrer Zuständigkeit und ihrer Möglichkeiten an der Entwicklungshilfe 
mitzuwirken. Von diesen Grundgedanken ausgehend hat die von den Ministerprä-
sidenten eingesetzte Länderkommission die Frage der Zusammenarbeit zwischen 
Bund und Ländern erörtert und mit dem Bund darüber verhandelt. Auf Grund die-
ser Beratungen fassen die Ministerpräsidenten folgenden Beschluß: 
 
1. Die Ministerpräsidenten gehen davon aus, daß die Durchführung von Entwick-

lungshilfemaßnahmen im Ausland grundsätzlich Sache des Bundes ist. Die 
Länder werden im Rahmen der Entwicklungspolitik des Bundes und nach Ab-
stimmung mit dem Bund technische Hilfe, insbesondere Bildungs- und Ausbil-
dungshilfe, in Entwicklungsländern leisten, wobei der Bund nach außen als 
Träger der deutschen Entwicklungshilfe in Erscheinung treten wird. 

 
2. Die Ministerpräsidenten halten im Hinblick auf den von den Ländern erwarteten 

Beitrag eine enge Zusammenarbeit von Bund und Ländern für erforderlich. Da-
zu gehört auch, daß sie über die Grundlinien der Entwicklungspolitik des Bun-
des und seine Maßnahme auf den Gebiet der Kapitalhilfe und der handelspoliti-
schen Hilfe, vor allem auf dem Gebiet der Bildungs- und Ausbildungshilfe, durch 
die zuständigen Bundesstellen, insbesondere den Bundesminister für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit, laufend und umfassend unterrichtet werden. 

 
3. Grundsätzliche Fragen der Zusammenarbeit werden in der Länderkommission 

für Entwicklungshilfe behandelt. Für die laufende Zusammenarbeit zwischen 
Bund und Ländern regen die Ministerpräsidenten an, beim Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit einen "Länderausschuss Entwicklungshilfe" 
zu bilden. 

 
4. Die Länder sind bereit, bei der Errichtung von länderkundlichen Informations-

zentren und einer Zentralstelle für die Berufsförderung mitzuwirken. Die Frage 
des Standorts, der Gebietsabgrenzung und der organisatorischen Gestaltung 
muß der Abstimmung der Länder untereinander und mit dem Bund überlassen 
bleiben. In diesen Zusammenhang wird die Zielsetzung der Deutschen Stiftung 
für Entwicklungsländer grundsätzlich begrüßt. 

 
5. Die Ministerpräsidenten messen der Arbeit auf dem Gebiet der Bildungs- und 

Ausbildungshilfe besondere Bedeutung bei. Die Länder werden geeignete Per-
sonen für diese Aufgaben bereitstellen. Im einzelnen sollen die in der Anlage 
enthaltenen Grundsätze angewandt werden. 

 
ANLAGE  
 
Grundsätze für die Arbeit der Länder auf dem Gebiet der Bildungs- und Ausbil-
dungshilfe. 
 
1) Bei der Bereitstellung von Personal für die Aufgaben der Entwicklungshilfe soll 

folgendes beachtet werden: 



 
a) Die Länder stellen für die Abordnung und Beurlaubung von öffentlichen Be-

diensteten in den Länderhaushalten Leerstellen in dem erforderlichen Um-
fang bereit, um den in das Ausland entsandten Kräften nach Erfüllung ihres 
Auftrages die Rückkehr in ihr altes Dienstverhältnis zu ermöglichen. Dabei 
gehen die Länder davon aus, daß im Regelfall die Bezüge der im Rahmen 
von Bundesmaßnahmen entsandten Personen für die Zeit der Tätigkeit im 
Ausland in voller Höhe vom Bund getragen werden. Bundes- und Landes-
beamte sollen gleich behandelt werden. Hierfür sind übereinstimmende 
Richtlinien zu erarbeiten. 

 
b) Für nicht im öffentlichen Dienst stehende Personen sollen die mit ihrer In-

anspruchnahme zusammenhängenden Fragen einheitlich geregelt werden. 
 

c) Damit die Länder die von ihnen erwarteten Beiträge personeller Art zeitge-
recht erfüllen können, ist eine möglichst frühzeitige Information der Länder 
über die vom Bund geplanten Maßnahmen und den sich daraus für die 
Länder ergeben-den Personalbedarf erforderlich. 

 
2) Die Länder fördern Angehörige von Entwicklungsländern, die zur Ausbildung 

in die Bundesrepublik kommen. 
 
Bei Praktikanten, die von den Ländern eingeladen und auf ihre Kosten ausge-
bildet werden, werden die Länder sich hinsichtlich der Wahl des Entsendungs-
landes und der Ausbildungsmaßnahmen mit dem Bund abstimmen. Auch freie 
(nicht über Regierungsvereinbarung hereingekommene) Praktikanten können 
mit Landesmitteln gefördert werden. Für Praktikanten, die vom Bund eingela-
den werden, sollte der Bund die gesamten Unterhaltungs-, Ausbildungs- und 
Betreuungskosten tragen. Bei der Auswahl von Praktikanten sollte nach stren-
geren Grundsätzen als bisher verfahren und für eine bessere Sprachausbil-
dung gesorgt werden.  

 
3) Zuschussleistungen der Länder an förderungswürdige Organisationen, die 

sich der Praktikanten- und Studentenbetreuung wie auch der sonstigen Pflege 
der menschlichen Kontakte zu den im Inland weilenden Angehörigen der Ent-
wicklungsländer widmen, sollen unter den Ländern koordiniert werden. 
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